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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 475 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Juni 1954 
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Naegel Dr. Böhm (Frankfurt) 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

und des Rabattgesetzes 

- Drucksache 475 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften und des Rabattgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaf tsgenossenschaften 

§1 

§ 8 Abs. 4, §§ 31, 152 und 153 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaf tsge- 
nossenschaften werden aufgehoben. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften und des Rabattgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

§ 1 

unverändert, 
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Entwurf 
Artikel II 

Änderung des Rabattgesetzes 

§ 2 

§§ 5 und 6 des Rabatt ge setzes vom 25. No- 
vember 1933 (Reichs ge setzbl. I S. 1011) sowie 
§11 der Durchführungsverordnung zum Ra- 
battgesetz vom 21. Februar 1934 ( Reichsge - 
setzbl. 1 S. 120) werden aufgehoben , soweit 
sie nicht in einzelnen Ländern ganz oder teil- 
weise bereits außer Kraft getreten sind. 


A r t i k e 1 III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§3 

(1) Genossenschaften im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 5 des Genossenschaftsgesetzes 
(Konsumvereine) dürfen an Mitglieder ge- 
währte Warenrückvergütungen, die nachsteuer- 
lichen Vorschriften wie Betriebsausgaben 
behandelt werden, bei der Ermittlung des 
steuerlichen Gewinns (§ 6 des Körperschaft- 
steuergesetzes, § 5 des Einkommensteuerge- 
setzes) nur soweit abziehen, wie sie zusam- 
men mit Rabatten an Mitglieder drei vom 
Hundert des Umsatzes mit Mitgliedern nicht 
übersteigen. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1954 an- 
zuwenden. Sie ist nicht mehr anzuwenden, 
sobald die Vorschriften des Körperschaft- 
steuerrechts im Sinne der durch Absatz 1 ge- 
troffenen Regelung geändert worden sind. 


Beschlüsse des 2 1, Ausschusses 
Artikel II 

Änderung des Rabattgesetzes 

§2 

(1) Soweit § 5 des Rabattgesetzes vom 
25.November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1011) 
in einzelnen Ländern bereits außer Kraft ge- 
treten ist, wird in das Rabattgesetz folgender 
§ 5 eingefügt: 

4 5 

Warenrückvergütungen und Rabatte, die 
Genossenschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 5 des Genossenschaftsgesetzes (Kon- 
sumvereine) gewähren, dürfen insgesamt 
3 vom Hundert des Umsatzes mit Mitglie- 
dern nicht übersteigen. Die Warenrückver- 
gütung muß spätestens innerhalb von 
6 Monaten nach Schluß des Geschäftsjahres 
ausgezahlt werden.“ 

(2) Soweit § 5 des Rabattgesetzes in einzel- 
nen Ländern noch nicht außer Kraft getreten 
ist, erhält er die in Absatz 1 vorgeschriebene 
Fassung. 

(3) In § 6 des Rabattgesetzes wird das Wort 
„Konsumvereine“ gestrichen, soweit es nicht 
bereits in einzelnen Ländern gestrichen wor- 
den ist. 

Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 3 

entfällt 
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Entwurf 

§4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

S 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. . 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

§4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1954 in Kraft. 
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